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Internet: http://www.iab.de Möglichkeiten zur Deckung der Ausbildungslücke in den 
kommenden Jahren 
Dieter Mertens, Friedemann Stooß, Manfred Tessaring 
In einer Modellrechnung zur Entwicklung der Nachfrage nach und des Angebots an Ausbildungs-
plätzen in den nächsten 15 Jahren kamen Mitarbeiter des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufs-
forschung zu dem Ergebnis, daß angesichts des Eintritts geburtenstarker Jahrgänge in die einzel-
nen Ausbildungsbereiche in den nächsten Jahren mit einer erheblichen „Äusbildungslücke“ zu 
rechnen sei. 
Anlaß der vorliegenden Untersuchung ist es nun, modellhaft Möglichkeiten aufzuzeigen, die zur 
Deckung der Ausbildungslücke geeignet erscheinen. Ergebnis der Untersuchung ist, daß die ge-
samte Lücke von über 1,5 Mio. Personen in dem Zehnjahreszeitraum 1977—1987 dann wirksam 
geschlossen werden könnte, wenn alle Möglichkeiten der Erweiterung oder Intensivierung der 
Ausbildungskapazitäten genutzt werden. 
Im Hochschulbereich könnten so bei Einführung von Regelstudienzeiten und von Kurzstudien-
gängen sowie bei Hinnahme einer — zeitlich befristeten — Überlastung (rein flächenmäßig) in 
diesem Zeitraum rund 440 000 Studienberechtigte zusätzlich aufgenommen werden. 
Im Bereich der dualen Ausbildung könnten durch Sicherung und Erweiterung der Ausbildungs-
plätze weitere 670 000 Bewerber absorbiert werden. Durch Steigerung der Aufnahmefähigkeit 
und den Ausbau vollqualifizierender Ausbildungsgänge könnten in der vollzeitschulischen Be-
rufsausbildung zusätzlich 390 000 Plätze geschaffen werden. 
Werden die von der Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung und Forschungsförderung 
(BLK) angestellten Berechnungen zugrunde gelegt, würde die Ausbildungslücke geschlossen, wenn 
die Ausbildungskapazität im dualen Bereich um 790 000 und im vollzeitschulischen Bereich um 
270 000 Ausbildungsplätze erhöht würden. 
In der vorgelegten Studie wird darüber hinaus untersucht, welchen Beitrag die verstärkte Ein-
richtung berufsbefähigender Ausbildungsgänge zur Qualifizierung der bisherigen „Verzichter“ 
auf eine Berufsausbildung zu leisten vermag. Sollen die Berufschancen dieser Gruppe rasch und 
nachhaltig verbessert werden, wird es erforderlich, Kapazitäten, die mit hohem Aufwand für die 
geburtenstarken Jahrgänge erschlossen werden, sobald sie wieder frei werden für die „Verzichter“ 
umzuwidmen. 
Weiter wird dargestellt, in welchem Ausmaß derzeit im öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis 
ausgebildet wird und welche Lücken statistischer Art bei der Erfassung dieser Ausbildungsleistun-
gen der öffentlichen Hand bestehen. 
Die Untersuchung wurde im IAB durchgeführt. 
Gliederung: 
1. Einleitung 
2.  Zusätzliche Daten und Überlegungen zur Ausbildungs-
lücke zwischen 1977 und 1987 
 
2.1  Neuere Berechnungen der Bund-Länder-Kommis-
sion für Bildungsplanung und Forschungsförde-
rung, Bonn (BLK) 
2.2  Berechnungen und Überlegungen des Kuratoriums 
der Deutschen Wirtschaft für Berufsbildung, Bonn 
2.3  Neuere Überlegungen zur Hochschulplanung 
3.  Zur Deckung der Ausbildungslücke im kommenden 
Jahrzehnt 
3.1  Möglicher Beitrag der betrieblichen Berufsausbil-
dung (duales System) 
3.2  Beitrag des Tertiären Ausbildungsbereichs 
3.3  Beitrag der beruflichen Vollzeitschulen zur Schlie-
ßung der Ausbildungslücke 
1) Grundlagen für die Nachfrageberechnungen: 
Kühlewind, G., D. Mertens, M. Tessaring, Zur drohenden Ausbildungskrise 
im nächsten Jahrzehnt — Eine Modellrechnung zur Aufnahmefähigkeit des 
berufsbildenden Bildungssystems für Ubergänger aus dem all-
gemeinbildenden Schulsystem bis 1990, in: Die geburtenstarken Jahrgänge 
und die Aufnahmefähigkeit des Bildungssystems. Materialien zur Bildungs-
politik, Band 3, herausgegeben vom Stifterverband für die Deutsche 
Wissenschaft, Essen-Bredeney 1976, S. 33—52. Unveränderter Abdruck in: 
Stifterverband für die Deutsche Wissenschaft (Hrsg.), Schülerberg und 
Ausbildung (Klett-Verlag), Stuttgart 1976, S. 26—40. 
Kultusministerkonferenz, Bonn (Hrsg.), Vorausberechnung der Schüler-und 
Absolventenzahlen 1973—1995, Dokumentation Nr. 50, Mai 1976. 
 
4.  Zur  Frage  der  Einrichtung  berufsbefähigender Bil-
dungsgänge für die „Verzichter auf eine Berufsbildung“ 




Im kommenden Jahrzehnt (beginnend mit 1977) verlas-
sen die geburtenstarken Jahrgänge der Jahre 1958—1968 
die allgemeinbildenden Schulen; im Maximum (1981) 
wird gut ein Drittel mehr Jugendlicher als 1970 Aus-
bildungs- und Studienplätze nachfragen. Die als „Schü-
lerberg“ apostrophierten Probleme verteilen sich auf 
einen größeren Zeitraum als die zahlenmäßig starken 
Jahrgänge. Insoweit hat der Ausbau des Bildungswesens 
— bei aller heute vorgebrachten Kritik — den positiven 
Effekt, daß die Belastungen nicht in einem Schub auf-
treten: Die Zahl der Abgänger aus Haupt- und Sonder-
schulen erreicht 1978 und 1979 den Höhepunkt (mit rund 
520000 Jugendlichen); bei den Realschulen wird das 
Maximum in den Jahren 1981 und 1982 erreicht (mit 
insgesamt rund 270 000 Abgängern); bei den Gymnasien 
und Fachoberschulen wird im Jahre 1984 und 1985 mit 
rund 285 000 Absolventen, die eine Zugangsberechtigung 
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tik wären die Jugendlichen der geburtenstarken Jahr-
gänge — inmitten der Rezession — massiert als Inter-
essenten für betriebliche Ausbildungsplätze (im Anschluß 
an die Hauptschule) auf dem Arbeitsmarkt aufgetreten. 
Dies hätte eine „Jugendberufsnot“ bedeutet, ähnlich der 
zuletzt in den Jahren bis 1957 erlebten Situation
2). Übri-
gens, die jetzt (1977—1987) zur Schulentlassung anstehen-
den Jahrgänge sind zu hohen Anteilen die Kinder jener 
Eltern, die ihrerseits von der „Jugendberufsnot“ betrof-
fen waren und in den Jahren zwischen 1950 und 1957 
unter größten Schwierigkeiten und unter Verzicht auf 
durchaus realistische Berufspläne ihren Einstieg ins Er-
werbsleben finden mußten
3). 
Auch heute sind die Kapazitäten des berufsbildenden 
Bereichs auf den Andrang nicht vorbereitet, wie eine 
Ende 1975 für den Stifterverband für die Deutsche Wis-
senschaft erstellte Modellrechnung
4) zeigt. Ziel der hier 
vorgelegten Studie ist es nun, auf der Grundlage dieser 
früheren Modellrechnung die Chancen einer beruflichen 
Erstqualifizierung von Absolventen des allgemeinbilden-
den Schulsystems zu ermitteln. Dies erfolgt in Form einer 
Gesamtbilanz des geplanten – vollqualifizierenden — 
Ausbildungsplatzangebots und der zu erwartenden Aus-
bildungsnachfrage der Bevölkerung, wobei eine Bereini-
gung um Doppelqualifizierungen vorgenommen wird. 
Ergebnis der o.e. Modellrechnung war es, daß die Entwick-
lung der Jahrgangsstärken und die nach verschiedenen 
Einzelplanungen nicht wesentlich erweiterten Ausbil-
dungskapazitäten ohne Gegensteuerung zu einer unaus-
geglichenen Ausbildungsbilanz führen würden: Zwischen 
1977 und 1987 würden nach den Berechnungen rund 
1,4 Millionen Schulabgänger keine Ausbildungschance 
im beruflichen Bildungssystem (betriebliche, vollzeit-
schulische, Hochschulausbildung) finden. 
Hierbei ist unterstellt, daß eine weitere Million Schul-
abgänger in diesem Zeitraum auf eine Ausbildung „frei-
willig verzichten“. Das kumulierte Ausbildungsplatz-
defizit betrifft zu nahezu 
4/5 die betriebliche und voll-
zeitschulische Ausbildung und zu rund 1/5 den Hochschul-
bereich (Tabelle 1). 
Die größte Kapazitätslücke, d. h. die Differenz zwischen 
der Zahl der Ausbildungsplätze und der Abgänger aus all-
gemeinbildenden Schulen, ist 
—  für Haupt- und Sonderschulabgänger 1979/80 
—  für Abgänger mit Mittlerem Abschluß 1980/81 
und 
—  für Abgänger mit Hochschulreife 1983/84 zu erwarten. 
Die Entwicklung läßt sich schwerlich aufhalten: die 
Haupt- und Sonderschulabgänger dieser Kulminations- 
2) Vgl. dazu u. a. „Berufsberatung, Ergebnisse der Berufsberatungsstatistik, 
Berichte für die Jahre 1951—1957“, herausgeg. von der damaligen Bundes-
anstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung (heute: Bun-
desanstalt für Arbeit), Nürnberg. Z. B. gab es 1954/55 rund 113 400 Rat-
suchende, die „wegen einer Arbeitsstelle“ beraten wurden, von denen aber ein 
hoher Anteil an einem Ausbildungsplatz interessiert war; am Ende der 
Berichtsjahres waren rund 76 200 Ratsuchende noch nicht untergebracht. Zum 
Vergleich dazu waren es 1974/75 rund 20 300 Ratsuchende, die „wegen einer 
Arbeitsstelle“ beraten wurden; und 17 200 Ratsuchende waren am Ende des 
Berichtsjahres noch bei den Berufsberatungsstellen gemeldet 
(„Berufsberatung 1974/75“, Hrsg.: Bundesanstalt für Arbeit, Nürnberg, 
Dezember 1976, S. 138). 
3) Die Detailangaben sind dem jährlich erscheinenden „Statistischen Jahrbuch“, 
herausgeg. vom Statistischen Bundesamt, Wiesbaden, zu entnehmen. Nach 
dem Statistischen Jahrbuch des Deutschen Reichs 1940/41 schwankte die 
Zahl der Lebendgeborenen in den Jahren 1900—1914 zwischen 1,3 und 1.5 
Millionen; im 1. Weltkrieg sank die Zahl auf 0,7 Millionen ab und erreichte 
in den Jahren 1935 ff. wieder über 1,3 Millionen. Diese starken Jahrgänge 
kamen ab 1950 zur Schulentlassung; sie hatten zu 80 und mehr Prozent die 
„Hauptschule absolviert“ und konnten zu hohen Anteilen keinen 
Ausbildungsplatz finden (Anteil der „Ungelernten“ am Geburtsjahrgang 1940 
= ca. 26 %). 
4) Vgl. Kühlewind G., D. Mertens, M. Tessaring, a. a .O., S. 44. 
 
jähre befinden sich in den letzten, die Abgänger mit 
Mittlerem Abschluß bzw. Hochschulreife bereits in den 
mittleren Stufen des allgemeinbildenden Schulsystems. 
Erst ab Mitte der achtziger Jahre wird sich in der Ge-
samtbilanz der Geburtenrückgang der sechziger und sieb-
ziger Jahre spürbar entlastend auf die Ausbildungskapa-
zitäten auswirken. 
Inzwischen liegen für Teilbereiche zusätzliche Daten vor; 
sie enthalten Anhaltspunkte über Defizite an Ausbil-
dungsplätzen, über die maximale Aufnahmefähigkeit be-
rufsbildender Einrichtungen sowie über künftige Aus-
baupläne. 
In einem ersten Schritt wird gezeigt, wie sich die neueren 
Berechnungen auf die vorgenannte Bilanzierung der Aus-
bildungskapazität (für den Zeitraum 1977—1987) aus-
wirken (Abschnitt 2). In einem weiteren Schritt (Ab-
schnitt 3) wird der Versuch unternommen, aufzuzeigen, 
auf welche Weise die Ausbildungslücke der Jahre 1977 
bis 1987 zu schließen wäre. Die Berechnungen beruhen auf 
der Annahme, die von einzelnen Stellen vorgetragenen 
Überlegungen seien realistisch und erbrächten rasch (be- 
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kapazitäten. 
Die vorliegenden Berechnungen betreffen primär die 
Frage der Bereitstellung ausreichender Ausbildungskapa-
zitäten im genannten Zeitraum 1977 bis 1987; das nicht 
minder gravierende Problem der Bereitstellung von Ar-
beitsplätzen für eine wachsende Zahl von Erwerbstätigen 
wird an dieser Stelle ausgeklammert
5). Diese Trennung 
der Problemfelder basiert auf der Tatsache, daß die Stan-
dard-Biographie zwischen dem Bildungs- und Beschäfti-
gungssystem zwei wesentliche Übergänge (Schwellen) 
kennt: „Einmal den Übergang von der allgemeinbilden-
den Schule ... in eine Stätte der Ausbildung für das Er-
werbsleben, wo der Jugendliche die für die berufliche 
Eingliederung in die Arbeitswelt geeigneten Qualifika-
tionen erhält. Zum anderen den Übergang aus der be-
ruflichen Ausbildungsstätte in die eigentliche Berufs-
tätigkeit“
6). 
Grundsätzlich muß für ausbildungspolitische Überlegun-
gen jedoch stets von der Aufrechterhaltung des Vollbe-
schäftigungsziels im Perspektivzeitraum ausgegangen 
werden, so daß sich die Frage nach evtl. „überflüssiger“ 
Ausbildung wegen der Erwartung von Dauer-Massen-
arbeitslosigkeit für derartige Modellrechnungen nicht 
stellt. 
Eine zweite Einschränkung der Darstellung bezieht sich 
— innerhalb der ersten Schwelle — auf den global-quan-
titativen Aspekt eines Bilanzausgleichs. Andere Problem-
felder bedürfen aber ebenso dringend der Erörterung; 
dazu gehören: Fragen der vertikalen Abstimmung und 
Aufteilung der Lasten nach Qualifikationsebenen; inner-
halb einer Bildungsebene der horizontale Abgleich zwi-
schen anzubietenden Fachrichtungen/Ausbildungsberu-
fen; Fragen der Lehrinhalte/Curricula und ihrer Orien-
tierung an den künftigen Bedingungen des Berufs- und 
Erwerbslebens
7). 
Insoweit wird mit der vorliegenden globalen Betrach-
tung ein erster Schritt getan, dem andere folgen müssen, 
wobei auch andere Forschungsinstanzen gefordert sind. 
Mit dem Arbeitsförderungsgesetz aus dem Jahre 1969
8) 
ist der Bundesanstalt aufgetragen, im Rahmen der Ar-
beitsmarkt- und Berufsforschung u. a. „Lage und Ent-
wicklung . . . der beruflichen Bildungsmöglichkeiten im 
allgemeinen und in den einzelnen Wirtschaftszweigen 
und Wirtschaftsgebieten, auch nach der sozialen Struk-
tur, zu beobachten, zu untersuchen . . ,“
9). Curriculare 
Fragen sowie Probleme des vertikalen und des horizon- 
5) Vgl. Kühlewind, G., M. Thon, Projektion des deutschen Erwerbspersonen-
potentials für den Zeitraum 1975 bis 1990, in: MittAB 2/1976,S.156—165; 
sowie: Klauder, W., P. Schnur, Mögliche Auswirkungen der letzten Rezession 
auf die Arbeitsmarktentwicklung bis 1990. Modellrechnung nach 26 Sektoren 
und globale Arbeitsmarktbilanz unter alternativen Annahmen, in: MittAB 
3/1976, S. 237—266. 
6) Mertens, D., Beziehungen zwischen Qualifikation und Arbeitsmarkt, in: 
Jugendarbeitslosigkeit.  Unlösbare Aufgaben für das  Bildungs-  und Be-
schäftigungssystem? Herausgeg. und bearbeitet von Winfried Schlaffke, 
Köln 1976, S. 68. 
7)  Vgl. Mertens, D., Beziehungen zwischen . . ., a. a. O., S. 76 f. 
8)  Vgl. Arbeitsförderungsgesetz (AFG) vom 25. Juni 1969, BGB1. I, S. 582. 
9)  § 6 (1) AFG. Danach umfaßt die Aufgabe der Arbeitsmarkt- und Berufs- 
forschung alle Bildungsebenen (u. a. nach sozialer Struktur und Regionen). 
Lt. „Arbeitsförderungsgesetz (AFG), Kommentar vom Bundesrichter a. D., 
Dr. H. Krebs, Kassel“ (Loseblattsammlung), Anmerkungen zu § 6, Abs l 
AFG,  soll  die Arbeitsmarkt-  und Berufsforschung  insgesamt  „die  not-
wendigen Unterlagen über Beschäftigungslage (und Entwicklung — Anm. 
d.  Verf.), Arbeitslosigkeit und für die sonstigen Aufgabenbereiche  der 
Bundesanstalt“, z. B. Berufsberatung (AFG §§ 25 ff.) bereitstellen. 
10) Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung und Forschungsförderung, 
Bonn (Hrsg.), Diagnose der Beschäftigungsrisiken von Jugendlichen, Bonn, 
den 16. August 1976. 
11) Vgl. dazu Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung und Forschungs-
förderung, Bonn (Hrsg.), Programm zur Durchführung vordringlicher 
Maßnahmen zur Minderung der Beschäftigungsrisiken von Jugendlichen, 
Unterlagen K 66 und K 67/76 (unveröffentlichte Papiere). 
talen Ausgleichs gehören demnach nicht primär zu den 
Aufgaben der Arbeitsmarkt- und Berufsforschung. 
Für die Beratung und Information über die Chancen des 
einzelnen (durch Schule, Berufs- und Arbeitsberatung, 
Arbeitsvermittlung) sind auch die Belastungen, denen 
Individuen, gesellschaftliche Gruppen, Ausbildungs- und 
Beschäftigungsinstitutionen ausgesetzt sein werden, von 
großer Bedeutung. Nur wenn sich alle Beteiligten recht-
zeitig auf die Situation einstellen, kann auch rein quan-
titativ ein Ausgleich der Defizite gelingen. 
2. Zusätzliche Daten und Überlegungen zur Ausbildungs-
lücke zwischen 1977 und 1987 
2.1 Neuere Berechnungen der Bund-Länder-Kommission für 
Bildungsplanung und Forschungsförderung, Bonn (BLK) 
Das im August 1976 von der BLK vorgelegte Papier 
„Diagnose der Beschäftigungsrisiken von Jugendlichen“ 
enthält eine Reihe von Annahmen und Berechnungen 
zum Defizit an Ausbildungsplätzen in den kommenden 
Jahren
10). Grundlage der Überlegungen ist eine Status-
quo-Prognose, die auf der Basis des Übergangsverhaltens 
der Absolventen des Jahrgangs 1973/74 die Nachfrage 
nach betrieblichen und vollzeitschulischen Ausbildungs-
plätzen ermittelt (der Hochschulbereich wurde dabei 
ausgeklammert). Dieser Nachfrage wird ein konstant ge-
haltenes Ausbildungsplatzangebot gegenübergestellt; 
daraus errechnen sich die Defizite/Überschüsse für die 
Jahre zwischen 1977 und 1990. 
Die Berechnungen bildeten die Grundlage für ein „Pro-
gramm zur Durchführung vordringlicher Maßnahmen 
zur Minderung der Beschäftigungsrisiken von Jugend-
lichen“, das am 15. November 1976 beschlossen wurde
11) 
(vgl. dazu Abschnitt 3.1 und 3.3). 
Der Status-quo-Prognose liegen folgende Annahmen zu-
grunde: 
a)  Absolventen der Sekundarstufe I (Abgänger aus den 
Haupt-, Sonder-, Realschulen und Gymnasien bis einschl. 
der Klasse 10): 
3 % erhalten einen Platz im schulischen Berufsgrund- 
bildungsjahr 
24 % gehen in Berufsfachschulen über 60 % nehmen im 
Anschluß an die allgemeinbildende 
Schule eine betriebliche Berufsausbildung auf 13 % 
verzichten auf eine berufliche Qualifizierung (über 
ihren Verbleib enthält die BLK-Unterlage keinen 
Hinweis). 
Als Bewerber um einen betrieblichen Ausbildungsplatz 
treten nach diesen Überlegungen auf: 
60 % der Absolventen aus der Sekundarstufe I des je-
weiligen Kalenderjahres 
33 % der Schüler im ersten Jahr der Berufsfachschulen 
des Vorjahres (was 8 % der Absolventen der Se-
kundarstufe I des Vorjahres entsprechen müßte) 100 % 
der Absolventen des Berufsgrundbildungsjahres 
(schulischer Art) bzw. 3 % der Absolventen der 
Sekundarstufe I des Vorjahres. 
Das bedeutet, daß letztlich 71 % der Absolventen der 
Sekundarstufe I eine betriebliche Ausbildung erhal-
ten und 16% über Berufsfachschulen qualifiziert werden 
sollen. 
b)  Absolventen der Sekundarstufe II  (Abgänger mit 
Fachhochschul- und Hochschulreife): 
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(Alternativrechnungen) fänden einen Studienplatz im 
(Gesamt-)Hochschulbereich. Die Annahmen basieren auf 
der Abiturientenbefragung der amtlichen Statistik (De-
tailangaben vgl. Abschnitt 3.2). Nur ein kleiner Teil der 
Absolventen mit Studienberechtigung fragt einen betrieb-
lichen Ausbildungsplatz nach
12). 
Zur Frage, in welchem Umfang die außerhalb des Hoch-
schulbereichs angebotenen vollzeitschulischen Ausbildungs-
plätze eine volle berufliche Qualifizierung bieten, ent-
halten die von der BLK angestellten Überlegungen keine 
Hinweise. Die vom Stifterverband für die Deutsche Wis-
senschaft publizierten Berechnungen
13) sind damit für 
globale Berechnungen die einzig verfügbare Unterlage. 
Aus Erhebungen der Bundesanstalt für Arbeit, die im 
Jahre 1976 abgeschlossen wurden, aber nicht repräsen-
tativ sind, errechnen sich für die vollzeitschulische Be-
rufsbildung (außerhalb der Hochschulen und der Weiter-
bildungseinrichtungen) jährlich mindestens 62 000 Anfän-
gerplätze
14). 
Eine den Stifterverbands-Dokumenten vergleichbare Ge-
samtschau läßt sich demnach aus den bisher von der BLK 
vorgelegten Berechnungen nicht erstellen. Für den zu-
sätzlichen Bedarf an Ausbildungsplätzen ergeben sich 
folgende Anhaltspunkte: 
— Bei einem Angebot an betrieblichen Ausbildungsplät-
zen von 460 000 jährlich während der gesamten Periode 
1977—1987 und jährlich weiteren 181 000 Ausbildungs-
plätzen in Vollzeitschulen, müssen — aufsummiert über 
die Jahre 1977—1987 — für die Abgänger der Sekundar- 
stufe I zusätzlich bereitgestellt werden (= Defizit an Aus-
bildungsplätzen) : 
577 000 Plätze für Bewerber um einen betrieblichen 
Ausbildungsplatz 
167 000 Plätze für Interessenten an einem Ausbildungs-
platz in beruflichen Vollzeitschulen; 
hinzu kämen 191 000 zusätzliche Plätze in der betrieb-
lichen Berufsbildung für die Abgänger aus der Sekundar-
stufe II — bei einer 10%igen Ubergangsquote. 
Die Berechnungen der BLK gehen weiter davon aus, daß 
in diesem Zeitraum l 017 000 Abgänger aus der Sekun-
darstufe I auf eine berufliche Qualifizierung/Vorqualifi-
zierung „verzichten“ (die Unterlagen enthalten über den 
Verbleib dieser Jugendlichen keine Angaben). 
— Eine Art „Krisenvariante“ stellt die Annahme dar, 
die Zahl der betrieblichen Ausbildungsplätze stagniere 
im Zeitraum 1977—1987 bei etwa 400 000 je Jahr. Dar-
aus würde sich ein Zusatzbedarf von l 212 000 betrieb-
lichen Ausbildungsplätzen für die Abgänger aus der Se- 
kundarstufe I errechnen, wozu bei einer 20%igen Über-
gangsquote in die betriebliche Berufsbildung bei den 
Abgängern aus der Sekundarstufe II zusätzliche 382 000 
Bewerber kämen
15). 
— Eine erhebliche Zusatzbelastung entstünde, wenn 
Pläne einzelner Bundesländer realisiert würden, „neben 
dem mittleren Abschluß eine abgeschlossene Berufsausbil-
dung als Eingangsvoraussetzung für die Fachoberschulen 
zu fordern“
16). Die Schüler der Klasse 11, die bisher 
Praktikantenstellen nachfragen, träten dann zusätzlich 
als Bewerber um betriebliche Ausbildungsplätze auf. Die 
BLK schätzt, daß zusätzlich 322 000 Plätze erforderlich 
wären, sollten die Jugendlichen, die bisher direkt in die 
Klasse 11 überwechselten, zuvor einen Berufsabschluß 
erwerben müssen. 
2.2 Berechnungen und Überlegungen des Kuratoriums der 
Deutschen Wirtschaft für Berufsbildung, Bonn 
Im Juli 1976 legte das Kuratorium eine Studie „zum 
Ausbildungsplatzbedarf im kommenden Jahrzehnt“ 
vor
17). Die dort enthaltenen Berechnungen zeigen, welche 
Zahl an betrieblichen Ausbildungsplätzen in den einzelnen 
Jahren besetzt werden müßten, soll die Nachfrage der 
Jugendlichen im errechneten Umfang abgedeckt werden 
(Tabelle 2). 
    
12) Vgl. BLK, Diagnose . . ., a. a. O., S. 12. 
13) Vgl. Kühlewind, G., D. Mertens, M. Tessaring, a. a. O., S. 40—42; S. 49. 
14)  Vgl. Bundesanstalt für Arbeit, Nürnberg (Hrsg.): Einrichtungen zur be-
ruflichen Bildung, 4. Auflage 1976/77, Nürnberg 1976,  (2 Bände).  Die 
Angaben   werden   bei   den  Trägern   der  Einrichtungen   zur   beruflichen 
Bildung direkt erhoben; sie enthalten u. a. die Aufnahmekapazität nach 
Bildungsebenen und einzelnen Fachrichtungen. Die ermittelten Platzzahlen 
in   diesem   Bereich   stimmen   damit   auffallend   mit   der   Schätzung   
von 
Kühlewind, G., D. Mertens, M. Tessaring (a. a. O., S. 49) für das Jahr 
1976 überein. 
15) Vgl. BLK, Bonn, Diagnose . . ., a. a. O., S. 12 f. 
16) BLK, Bonn, Diagnose . . ., a. a. O., S. 14 f. 
17) Kuratorium  der Deutschen Wirtschaft für Berufsbildung (Hrsg.),  Zum 
Ausbildungsplatzbedarf im kommenden Jahrzehnt, Bonn, im Juli 1976. 
18) Vgl. Kuratorium . . ., a. a. O., S. 10 f. 
Den Daten liegen folgende Ubergangsquoten zugrunde: 
Von den Abgängern aus allgemeinbildenden und aus be-
ruflichen Vollzeitschulen, die berufliche Teilqualifika-
tionen vermitteln, fragen einen betrieblichen Ausbil-
dungsplatz nach
18): 
Schulabgänger der Sekundarstufe I 
(ohne Sonderschüler) 63,5  % 
Schulabgänger der beruflichen Vollzeitschulen 
mit einem mittleren Abschluß  43,0 % 
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Hochschulreife 5,0  % 
Absolventen des Berufsgrundbildungsjähres       100,0 % 
Ausgangsbasis ist — wie bei der BLK — die Dokumen-
tation Nr. 50 der KMK
19) über die zu erwartenden Schul-
abgänger bis zum Jahre 1990; die Übergangsquoten 
wurden aus den beobachteten Werten der letzten Jahre 
ermittelt. Für die Prognose wird ebenfalls unterstellt, 
diese Ubergangsquoten blieben im betrachteten Zeitraum 
(bis 1990) konstant
20). 
Der Vergleich zwischen den Annahmen der BLK und 
des Kuratoriums der Deutschen Wirtschaft ergibt fol-
gende Anteile der betrieblichen Berufsausbildung an der 
Qualifizierung der Abgänger aus der Sekundarstufe I: 
 
Die BLK geht demnach von einem höheren Beitrag der 
„Wirtschaft“ zur beruflichen Qualifizierung der Abgän-
ger der Sekundarstufe I aus als das Kuratorium der 
Deutschen Wirtschaft für Berufsbildung. Im einzelnen 
liegen den Berechnungen des Kuratoriums folgende An-
nahmen zugrunde: 
— Die berufliche Qualifizierung der Abgänger aus Son-
derschulen  sei in vollem Umfang Aufgabe „staatlicher 
Stellen“. Denn: selbst wenn es gelänge, diesen Abgängern 
die Ausbildungseignung zu vermitteln
22), gäbe es nach 
den vorgelegten Berechnungen keine Ausbildungsplätze, 
die diesen Jugendlichen vorbehalten wären. Das Kura-
torium vertritt dazu die Auffassung: „ ... Die Sonder-
schüler sind für die Ausbildung im dualen System nicht 
genügend vorbereitet. Die Ausbildungsordnungen sind 
19)  Vgl. KMK, Bonn, a. a. O. (Fußnote 1).  
20)  Vgl. Kuratorium . . ., a. a. O., S. 11. 
21)  Lt. Tabelle l (Kuratorium . . ., a. a. O., S. 8) erwerben von den Absolventen der 
Sekundarstufe I (um 2 Jahre versetzt betrachtet) — vom Basisjahr 1975   
ausgehend — 12,2% an berufsbildenden Vollzeitschulen die „Fachschulreife“. 
Bei der angenommenen Ubergangsquote von 43 % ergibt sich daraus — 
bezogen auf die Ausgangsbasis der Absolventen der SK I des Jahres 1975 — ein 
Anteil von rund 5 % (0,122 X 43 = 5,246 %). 
22)  Derartige Maßnahmen sind u. a. lt. BLK, K 66 und 67/76, a.a.O., vorgesehen. 
Dort wird angenommen, 10 % der Jugendlichen, die das allgemeinbildende     
Schulsystem   ohne   Hauptschulabschluß   verlassen   haben,   seien daran  
interessiert,  diesen nachzuholen.   Zu diesem Zweck sollen Kurse eingerichtet 
werden, die 1977 und 1978 jeweils 8700 Plätze umfassen. 
25)  Kuratorium . . ., a. a. O., S. 11. 
24)  Kuratorium . . ., a. a. O., S. 13. 
25)  Vgl. Kuratorium . . ., a. a. O., S. 11. 
26) Vgl. Planungsausschuß für den Hochschulbau, Sechster Rahmenplan für den 
Hochschulbau nach dem Hochschulbauförderungsgesetz,  1977—1980, 
beschlossen am 1. Juli 1976. 
27)  Der Wissenschaftsrat, Empfehlungen zum 6. Rahmenplan für den Hochschulbau 
1977/80, Drucksache 2954/76. 
28)  Vgl. Planungsausschuß für den Hochschulbau, a.a.O., S. 7 TZ 16 und S. 21, 
Tabelle 6. 
29)  Ebenda, S. 13.  
30)  Vgl. ebenda, S. 9. 
generell auf der Basis des Hauptschulabschlusses konzi-
piert. Für die Sonderschulabsolventen sind besondere 
Bildungsgänge und Maßnahmen erforderlich. Es ist inso-
weit Aufgabe des Staates, zunächst die Ausbildungseig-
nung herbeizuführen“
23). 
—  Der   tertiäre   Ausbildungsbereich   (vgl.   dazu   Ab-
schnitt 2.3) biete genügend Studienplätze an, um den 
größten  Teil  der  Zugangsberechtigten  aus  den  Gym-
nasien   und   den   Fachoberschulen   etc.   aufnehmen   zu 
können.   „Die   Verantwortung   der   Wirtschaft   gilt   in 
erster Linie den Absolventen aus Haupt- und Realschu-
len. Darum erscheinen Übergangsquoten von 10 Prozent 
oder gar 20 Prozent der Abiturienten — wie in einer 
Studie der BLK als hypothetische Variante angenom-
men — als unrealistisch und als ein Versuch, die staatliche 
Verantwortung für die Abiturienten auf die Wirtschaft 
zu verlagern“
24). 
— Implizit wird davon ausgegangen, auch weiterhin 
werde ein entsprechender Anteil Jugendlicher auf eine 
berufliche Qualifizierung verzichten. Soweit es — nach 
bildungspolitischen Überlegungen und nach erkennbaren 
Tendenzen der Arbeitsmarktentwicklung zu einer Ver-
minderung der für Unqualifizierte verfügbaren Arbeits-
plätze — erforderlich erscheint, die Zahl der „Verzichter 
auf eine Berufsbildung“ zu reduzieren, müßte dies wie-
derum über „staatliche Bemühungen“ geschehen
25). 
— Der Status quo bestehe über die betrachtete Periode 
von 10 Jahren hinweg fort; insbesondere auch bezogen 
auf die Möglichkeiten der Abgänger mit mittlerem Ab-
schluß, an Fachoberschulen überzugehen und dort über 
den Besuch der Klassen 11 und 12 eine Studienberech-
tigung zu erwerben. Die Wirtschaft hat jedenfalls keine 
zusätzlichen Ausbildungsplätze vorgesehen für den Fall, 
daß ein direkter Zugang zur Klasse 11 der Fachober-
schule künftig entfallen sollte. 
2.3 Neuere Überlegungen zur Hochschulplanung 
Ging die erwähnte Modellrechnung für den Stifterver-
band noch im wesentlichen von den im Fünften Rahmen-
plan für den Hochschulbau angegebenen Studienkapazi-
täten aus, so sind nunmehr die seit Juli 1976 vorliegen-
den Planungswerte des Sechsten Rahmenplans für den 
Hochschulbau
26) sowie die hierzu ausgesprochenen Emp-
fehlungen des Wissenschaftsrats
27) zu berücksichtigen. 
Danach wird als langfristig obere Grenze der — rein 
nach Flächenrichtwerten berechneten — Studienplatz-
kapazität eine Platzzahl von 850 000 angegeben
28), die 
jedoch, wie ausdrücklich hervorgehoben wird, nur dann 
kapazitativ wirksam werden kann, wenn „die übrigen 
Voraussetzungen für die Erweiterung der Hochschul-
kapazität (insbesondere Personal- und Sachmittel) eben-
falls gegeben sind“
29). 
Die modellmäßige Umrechnung dieser Kapazitätsangaben 
in die jährlich den Abgängern mit Hochschulreife zur Ver-
fügung stehenden „Anfängerstudienplätze“ erfolgt — dif-
ferenzierter als in der Modellrechnung für den Stifterver-
band — unter Zugrundelegung 
a)  einer quantitativen Gewichtung der Plätze in Kurz- 
und Langstudiengängen 
b) von Annahmen zur Entwicklung der mittleren Ver-
weildauer (Studiendauer). 
Zu a): Angaben zur Gewichtung der Kurz- und Lang-
studiengänge enthalten der Sechste Rahmenplan
30) sowie 
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Struktur des Tertiären Bereichs“
31). 
Während der Sechste Rahmenplan in einer Modellrech-
nung zur Bestimmung der Gesamt-Studentenzahl im 
Jahre 1985/86 von einem Verhältnis der Kurz- zu den 
Langstudiengängen von 1:1,5 ausgeht, plädiert der Wis-
senschaftsrat für eine Beibehaltung der gegenwärtigen 
Relation von 1:1,2. 
Der vorliegenden Modellrechnung werden die Empfeh-
lungen des Wissenschaftsrats zugrunde gelegt. 
Zu b): Der Umfang der jährlich zur Verfügung stehen-
den Studienkapazität ist weiterhin entscheidend von der 
mittleren Verweildauer
32) im Hochschulbereich abhängig. 
Das Hochschulrahmengesetz
33) schreibt — mit Wirksam-
keit ab Wintersemester 1977/78 (§ 72 (2) HRG) — Re-
gelstudienzeiten von vier Jahren bis zum ersten berufs-
qualifizierenden Abschluß bzw. von drei Jahren „in ge-
eigneten Fachrichtungen“ vor (§10 (4) HRG). 
Diese Regelstudienzeiten bedeuten — umgerechnet — 
Verweildauern von 4,8 und 3,3 Jahren
34), deren Aus-
wirkungen auf die Anfängerplatzzahlen in dieser Rech-
nung einmal „ab sofort“, zum anderen ab 1980 angenom-
men wird. Dieser Studienkapazität wird eine Platzzahl 
unter Status-quo-Annahmen (Studiendauer 6,5 und 
3,8 Jahre) gegenübergestellt. 
3. Zur Deckung der Ausbildungslücke im kommenden 
Jahrzehnt 
3.1 Möglicher Beitrag der betrieblichen Berufsausbildung 
(duales System) 
Bei den ersten Berechnungen zur Ausbildungslücke waren 
Kühlewind, Mertens und Tessaring von der sich im Jahre 
1975 abzeichnenden Situation ausgegangen und hatten 
den Beitrag des dualen Systems ab 1976 auf 440 000 
Plätze jährlich veranschlagt
35). Inzwischen liegen Daten 
über die am 31. 12. 1975 bestehenden Ausbildungsver-
hältnisse vor
36). Äußerungen der Spitzenverbände der 
Wirtschaft zu Beginn des Jahres 1976, wonach die Zahl 
der Ausbildungsverhältnisse wieder ansteige, werden da-
durch teilweise bestätigt
37). Nach den vom Bundesmini-
sterium für Bildung und Wissenschaft, Bonn, vorgelegten 
Daten hat die Zahl der Auszubildenden im 1. Ausbil-
dungsjahr in Berlin (West), Hamburg, Niedersachsen, 
Bremen und in Schleswig-Holstein im Jahr 1975 gegen-
über dem Vorjahr zugenommen. In allen übrigen Bun-
desländern — in denen 1975 aufgrund der Kurzschul-
jahre (1966/67) die Zahl der Abgänger aus Haupt- und 
Sonderschulen leicht zurückging — ergaben sich 1975 
gegenüber dem Vorjahr weitere Abnahmen bei der Zahl 
der Ausbildungsverhältnisse des 1. Ausbildungsjahres. 
Für das gesamte Bundesgebiet ergibt sich für die Jahre 
1974 und 1975 das in Tabelle 3 dargestellte Bild. 
31) Vgl. Der Wissenschaftsrat, Empfehlungen zu Umfang und Struktur des 
Tertiären Bereichs, verabschiedet am 21. Juni 1976, S. 145. 
32)  Hierunter  ist die Zahl der Jahre zu verstehen, die ein Student durchschnittlich 
an Hochschulen verbringt, unabhängig von Studienfachwechsel 
und Studienabbruch/-erfolg. 
33)  BGB1 I 1976, S. 185. 
34) Vgl. Planungsausschuß für den Hochschulbau, Sechster Rahmenplan . . ., 
a.a.O., S. 9, Anm. 3. 
35)  Vgl. Kühlewind, G., D. Mertens, M. Tessaring, a.a.O., Tabelle 2, S. 49. 
36)  Vgl. Berufliche Aus- und Fortbildung 1975, a.a.O. (Übersicht 2). 
37) Vgl. Kuratorium der Deutschen Wirtschaft für Berufsbildung, „Zwischen-
bericht über die Veränderung des Ausbildungsangebots 1975  gegenüber 
1974“, unveröffentlichtes Manuskript, Bonn, Januar 1976. 
38)  Vgl. BLK-Unterlage K 67/76, a.a.O., Anhang, S. 11. 
38a) Vgl.  dazu: Kühlewind, G., D.  Mertens, M.  Tessaring, a.a.O.,  S. 49 und 51 
f. 
 
Den Anfängern einer betrieblichen Berufsausbildung im 
Jahre 1975 sind jene Jugendlichen hinzuzurechnen, die 
eine — gegenüber der Regeldauer — verkürzte Ausbil-
dungszeit durchlaufen (Anrechnung des Berufsgrund-
bildungsjahres, des Besuchs einer Berufsfachschule etc.). 
Diese Anfänger sind in der Statistik für das Jahr 1975 als 
Auszubildende im 2. Ausbildungsjahr enthalten. Nach 
den verfügbaren Daten beträgt ihre Zahl (Bestand des 
2. Ausbildungsjahres 1975 X Bestand des 1. Ausbildungs-
jahres 1974; in gerundeten Zahlen 451 000 — 406000) 
rund 45 000. Wie die BLK nachweist, setzt sich diese Zahl 
zusammen aus rund 19 000 Jugendlichen aus dem Be-
rufsgrundbildungsjahr 1974/75 und weiteren 26 000 Ju-
gendlichen aus dem 1. Jahrgang an Berufsfachschulen 
des Schuljahres 1974/75
38). Demnach wurden 1975 schät-
zungsweise 456 000 Ausbildungsverhältnisse neu abge-
schlossen (411 000 + 45 000). Im Jahre 1974 betrug die 
Zahl schätzungsweise 440 000 Ausbildungsverhältnisse
38a). 
Nach einer Presseverlautbarung des Bundesministeriums 
für Bildung und Wissenschaft, Bonn, von Ende Dezem-
ber 1976 hat sich in diesem Jahr gegenüber 1975 die Zahl 
der Neueintritte in die betriebliche Berufsausbildung wei-
ter erhöht. Die Zunahme könnte insgesamt etwa 40 000 
Plätze ausmachen. Die vorläufigen Ergebnisse weisen 
für den Bereich der Industrie- und Handelskammern eine 
Steigerung um etwa +15% und bei den Handwerks-
kammern eine Zunahme um etwa 4,5 % aus. Dies deutet 
darauf hin, daß das Ausbildungsplatzangebot im dualen 
System elastisch ist; aus Konsistenzgründen konnten die 
neuen Daten bei der vorliegenden Modellrechnung je-
doch nicht mehr eingearbeitet werden. 
Welcher Zusatzbedarf an Ausbildungsplätzen nach den 
Berechnungen des Kuratoriums der Deutschen Wirtschaft 
besteht, zeigt die folgende Tabelle 4 (zur Gesamtnach-
frage vgl. Tabelle 2). 
Der in Tabelle 4 berücksichtigte „Durchlaufeffekt“ er-
gibt sich dann, wenn davon ausgegangen wird, „daß nach 
im Durchschnitt dreijähriger Ausbildungsdauer die frei- 
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werdenden Ausbildungsplätze sofort wieder besetzt wer-
den“
39). Das heißt, daß Auswirkungen einer Vermeh-
rung der Plätze im Berufsgrundbildungsjahr nicht be-
rücksichtigt worden sind und die zusätzlich einzurich-
tenden Ausbildungsplätze in Berufen angeboten werden, 
die eine dreijährige Ausbildungsdauer vorsehen. 
Unter den vorgenannten Voraussetzungen wären nach 
den Berechnungen des Kuratoriums der Deutschen Wirt-
schaft für Berufsbildung zwischen 1977 und 1981 zur 
Abdeckung des errechneten Bedarfs 228 000 Ausbildungs-
plätze neu zu schaffen. Die Ausbildungsbereiche Indu-
strie, Handel und Handwerk könnten — nach diesen 
Vorausschätzungen — einen Anteil von 75 % bis zu maxi-
mal 80% übernehmen; dies entspräche einer Aufstok-
kung der Ausbildungskapazität (besetzte Plätze) in den 
genannten Bereichen um absolut +171 000 bis zu 
+182 400 Plätzen in dem Zeitraum 1977—1987. 
Die übrigen 25% bzw. 20 % (absolut +56800 bzw. 
45 600 Plätze) wären durch die übrigen Ausbildungsbe-
reiche — insbesondere durch ein vermehrtes Angebot 
betrieblicher Ausbildungsplätze durch den „öffentlichen 
Dienst“ — beizusteuern. 
Das Ausbildungsplatzförderungsgesetz vom 7. September 
1976 soll das Bemühen, im vorgenannten Umfang zu-
sätzliche Ausbildungsplätze in den Betrieben zur Ver-
fügung zu stellen, positiv beeinflussen. Insbesondere sind 
nach dem Ausbildungsplatzförderungsgesetz (APFG § 2, 
Absatz l, Ziffern l und 2) Zuschüsse an die ausbildenden 
Betriebe vorgesehen, die Ausbildungsplätze neu schaffen 
39) Kuratorium . . ., a.a.O. (Fußnote 17), S. 14 unten. Ausbildungsabbrecher sind 
hierbei nicht berücksichtigt.  
40) Vgl. BLK-Unterlagen K 66 und K 67/76, a.a.O. 
41) Lt. BLK-Unterlage K 67/76, Anhang, Seiten 8 und 9, wird — entgegen 
den Annahmen der „Diagnose . . .“, a.a.O — unterstellt, daß zusätzlich 
3 %   der   ,Neueintritte   in   berufliche   Schulen‘   einen   Ausbildungsplatz 
erhalten sollen. Es handelt sich hierbei um Jugendliche, die im Basisjahr 
der Prognose (1974) aus konjunkturellen Gründen keine Ausbildungsstelle 
finden konnten. Damit ergibt sich als Übergangsquote 60 + 3 = 63 %, 
wozu noch der Anteil von 2,7 % Jugendlicher, die 1974 ein Berufsgrund-
bildungsjahr (schulischer Art) besuchten, hinzukommt. 
42) Abweichend von der „Diagnose . . .“, a.a.O., wird in der BLK-Unterlage 
K   67/76,   Anhang,   S.   11,   unterstellt,   lediglich   16 %   der   Berufsfach-
schüler werden nach einem Jahr in die duale Ausbildung übergehen. Diese 
Quote wird für den Zeitraum 1977—1987 konstant gehalten. 
oder zusätzlich (über den Durchschnitt der letzten drei 
Jahre hinaus) besetzen. 
Wird davon ausgegangen, die Wirtschaft insgesamt schaffe 
im Umfang, der in Tabelle 2 und 4 aufgezeigt ist, zusätz-
liche Ausbildungsplätze in Ausbildungsberufen mit dreijäh-
riger Ausbildungsdauer, so verringert sich das in der Stif-
terverbands-Vorlage unter Status-quo-Bedingungen er-
rechnete Defizit (1,4 Millionen Chancengeminderter) um 
rund 670 000. Nach Kalenderjahren ergäbe sich im Zeit-
raum 1977—1987 bei der betrieblichen Berufsausbildung 
(gegenüber der angenommenen Zahl von 440 000 Aus-
bildungsplätzen je Jahr) folgende Zusatzkapazität: 
 
Der Bestand an Ausbildungsverhältnissen stiege — kämen 
im Maximum bei dreijährigem Verbleib im Jahre 1981 
insgesamt +228000 Auszubildende hinzu — von der-
zeit rund l 330 000 Auszubildenden auf l 558 000 im 
Jahre 1981 (alle Ausbildungsjahre) an. Eine derart hohe 
Zahl an Auszubildenden war in der Nachkriegszeit nie 
erreicht worden; der bisher höchste Bestand lag bei 
l 458 000 Auszubildenden im Jahre 1956 („Jugendberufs-
not“ — vgl. unter Abschnitt 1). Welche Entlastungen 
denkbar sind, soll zusammen mit den von der BLK be-
schlossenen Maßnahmen erörtert werden. 
Bei den von der BLK beschlossenen „Maßnahmen zur 
Minderung der Beschäftigungsrisiken von Jugendlichen“ 
wird lediglich von den Absolventen der Sekundarstufe I 
ausgegangen. Das beschlossene Programm
40) weist aus, 
welche Zusatzkapazitäten in den einzelnen Bereichen be-
ruflicher Bildung bereitgestellt werden müssen, soll die 
Nachfrage der Jugendlichen nach Ausbildungsplätzen ab-
gedeckt werden. Aus der Tabelle 5 ist zu entnehmen, 
welche Beiträge einzelne Bereiche zu erbringen haben. 
Für die betriebliche Berufsausbildung wird unterstellt
41), 
von den Abgängern der Sekundarstufe I (Eintritte in das 
1. Schuljahr an beruflichen Schulen) fragten 65,7% ent-
weder einen betrieblichen Ausbildungsplatz oder einen 
Platz im Berufsgrundbildungsjahr nach. Die direkten 
Übergänge in die betriebliche Berufsausbildung vermin-
derten sich in dem Umfang, in dem durch das verabschie-
dete Programm zusätzlich Plätze im Berufsgrundbil-
dungsjahr bereitgestellt würden. 
Zu den Abgängern der Sekundarstufe I, die „von vorne-
herein“ eine berufliche Qualifizierung in einem aner-
kannten Ausbildungsberuf anstreben, kommen jene, die 
nach einem Jahr Berufsfachschule in die betriebliche Aus-
bildung bei voller Anrechnung des Berufsfachschuljahres 
übergehen, wobei eine Übergangsquote von 16%
42), be-
zogen auf den 1. Schuljahrgang an Berufsfachschulen, un-
terstellt wird. Welcher Art die Berufsfachschulen sind, die 
nach einjährigem Besuch den Übergang in das 2. Ausbil-
dungsjahr im Betrieb ermöglichen, ist den Unterlagen 
der BLK nicht zu entnehmen. 
Insgesamt geht die BLK davon aus, daß von den Ju-
gendlichen, die in das 1. Jahr an beruflichen Schulen ein-
treten, 69,5 % eine betriebliche Berufsausbildung wählen/ 
anstreben (65,7 +(24 x 0,16 =) 3,84%). In welchem 
  
MittAB 1/77  131  
Ausmaß auf diese Weise die Zahl der Chancengeminder-
ten zurückgehen könnte, zeigt Tabelle 6. 
Bei Realisierung der Ausbaupläne würde demnach die 
Zahl der Chancengeminderten um rund 787 000 ver-
ringert. Wird der Ausbau des Berufsgrundbildungsjahres 
im beschlossenen Umfang Realität — unter der An-
nahme, daß die von der BLK errechneten Übergangs-
quoten vom 1. ins 2. Ausbildungsjahr, vom 2. ins 3. usw. 
realistisch sind —, wird im Jahre 1981 mit l 488900 Aus-
bildungsverhältnissen
43) die größte Belastung des dualen 
43) Lt. BLK-Unterlage K 67/76, Anhang S. 14. Die Differenz zu den Berech-
nungen des Kuratoriums (a.a.O.) erklärt sich u. a. dadurch, daß Über-
gangsquoten zugrunde gelegt, Abbrecher und Anfänger im zweiten Aus-
bildungsjahr also berücksichtigt werden. 
44) Vgl. BLK-Unterlage K 67/76, Anhang S. 24 und K 66/76, S. 6. 
45)  Kuratorium der Deutschen Wirtschaft für Berufsbildung,  Zum Ausbil-
dungsplatzbedarf . . .,  a.a.O., S.  14. Bei der Erhöhung der Zahl jener 
Jugendlichen, die das erste Ausbildungsjahr an Berufsfachschulen bzw. in 
der Berufsgrundbildung absolvieren, stünden die in den Betrieben erfor-
derlichen Ausbildungsplätze — volle  Anrechnung unterstellt — bereits 
nach zwei Jahren wieder zur Verfügung. 
46) Bei einer Sendung des Südwestfunks, II. Hörfunkprogramm, am 27. 10. 
1976 (21—22 Uhr) zum Thema: „Stufenausbildung. Bilanz eines Versuchs 
differenzierter  Berufsausbildung   in   der  Elektroindustrie;   Manuskript: 
Hellmuth Haasis und Margret Liede, wurde „von Seiten der Wirtschaft“ 
betont, daß dort, wo zwei Jugendliche sechs Jahre einen Ausbildungsplatz 
besetzen (2X3 Jahre), bei 2jähriger Ausbildungsdauer drei Jugendliche 
einen Berufsabschluß erwerben können (Seite 29 des Sende-Manuskripts). 
Systems erreicht; dies würde gegenüber dem Stand des 
Jahres 1975 ein Plus von 160 100 Ausbildungsplätzen 
bedeuten. 
In den vorgenannten Zahlen sind — wie sich aus den 
Tabellen 5 und 6 erschließen läßt — die Absolventen der 
Sekundarstufe II (mit Studienberechtigung), die einen 
betrieblichen Ausbildungsplatz nachfragen, noch nicht 
enthalten; die BLK geht davon aus, daß, unter Einschluß 
der Nachfrage von Studienberechtigten, die Zahl der zu-
sätzlich erforderlichen Ausbildungsplätze — gegenüber 
1975 — keinesfalls unter 200 000 (im Maximum) liegen 
dürfte
44). 
Welche Entlastung der Wirtschaft durch den geplanten 
Ausbau der Berufsgrundbildung — und die unterstellte 
volle Anrechnung auf die Regeldauer der betrieblichen 
Berufsausbildung — eintritt, läßt sich aus Tabelle 5 
ebenfalls errechnen. Bei der Vorausschätzung des Aus-
bildungsplatzbedarfs seitens des Kuratoriums der Deut-
schen Wirtschaft für Berufsbildung war unterstellt wor-
den (vgl. „Durchlaufeffekt“
45), die zusätzlich bereitzu-
stellenden Ausbildungsplätze stünden erst nach drei Jah-
ren zur Neubesetzung zur Verfügung. In Tabelle 7 wer-
den gegenübergestellt die Nachfrage nach betrieblichen 
Ausbildungsplätzen aufgrund der Berechnungen der BLK 
und des Kuratoriums der Deutschen Wirtschaft für Be-
rufsbildung sowie die Plätze nach den beschlossenen 
Maßnahmen der BLK zum Ausbau der Berufsgrundbil-
dung und der Berufsfachschulen. Die Spalte A zeigt, wie 
viele Jugendliche künftig im Anschluß an die Allgemein-
bildung ein erstes Jahr in „Vollzeitschulen“ absolvieren 
werden. 
Im Zeitraum 1977—1987 werden demnach l 207 000 Ju-
gendliche einen Berufsabschluß im dualen System erwer-
ben, die jeweils nur zwei Jahre im Betrieb einen Ausbil-
dungsplatz benötigen. Bei einer Regeldauer von 3 Jah-
ren wird die Wirtschaft insgesamt im genannten Um-
fang um ein Ausbildungsjahr entlastet. Die eingeplanten 
Ausbildungskapazitäten ließen sich somit nutzen, um ggf. 
zusätzlich Jugendlichen aus der Sekundarstufe I einen 
Ausbildungsabschluß zu ermöglichen. Wie viele zusätz-
liche Ausbildungsplätze dabei angeboten werden könn-
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Eine weitere Entlastung der Betriebe tritt durch die ge-
plante Aufstockung der Plätze in überbetrieblichen Aus-
bildungsstätten ein. Bereits der „Stufenplan zu den 
Schwerpunkten der beruflichen Bildung“ aus dem Jahre 
1975 sah vor, bis zum Jahre 1978 die Kapazität dieses 
Bereichs auf 50 000 Plätze aufzustocken
47). Nach dem 
Maßnahmekatalog der BLK
48) ist (in Verlängerung des 
Trends vom Ist 1975 über die Planzahl für 1978) eine 
Aufstockung bis zum Jahre 1982 auf 77 068 Plätze in 
überbetrieblichen Ausbildungsstätten vorgesehen. Damit 
kann bewirkt werden, daß wiederum ein Teil der Aus-
bildungsplätze in den Betrieben besser genutzt und ein 
anderer Teil überhaupt erst nutzbar gemacht werden 
kann. 
3.2 Beitrag des Tertiären Ausbildungsbereichs 
Die Frage nach der Schließung der Ausbildungslücke im 
Tertiären Ausbildungsbereich muß folgende Teilaspekte 
berücksichtigen: 
(a) Entwicklung der Übergänge in den Hochschulbereich 
und innerhalb des Hochschulbereichs 
(b) Aufteilung der Studienplätze für Erst- und Doppel-
qualifikationen 
47) Vgl. Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung (Hrsg.), Stufenplan zu 
Schwerpunkten der beruflichen Bildung, Bonn, 2. Juni 1975, S. 17 ff., S. 74 
ff. 
48) Vgl. BLK-Unterlage K 67/76, Anhang, S. 15. 
49) a.a.O., Tabelle 3. 
(c)  langfristige Ausbauplanung  der Hochschulkapazi- 
täten 
(d) Einrichtung von Kurz- und Langstudiengängen 
(e)  Entwicklung der Studiendauer (mittlere Verweil-
dauer) in den Kurz- und Langstudiengängen zur Ermitt-
lung der Plätze für Studienanfänger. 
Die auf diese Weise zu ermittelnden — alternativ zu be-
rechnenden — Studienplatzzahlen für Abgänger aus dem 
allgemeinbildenden Schulsystem, die eine Erstqualifi-
kation im Hochschulbereich nachfragen, ist den in der 
Modellrechnung von Kühlewind, Mertens und  Tessa-
ring
49) errechneten Abgängerzahlen bis 1990 gegenüber-
zustellen. Auch Entwicklungen der Ausbildungskapazi-
täten im Tertiären Ausbildungsbereich außerhalb der 
Hochschulen sind zu prüfen. 
Vor allem ist darzustellen, welche Maßnahmen quanti-
tativer Art geeignet sind, die Ausbildungslücke zu schlie-
ßen. Zu diesen Maßnahmen zählen vor allem die Senkung 
der mittleren Verweildauer im Hochschulbereich sowie die 
Akzeptanz einer — zeitlich befristeten — „Überlastquote“ 
über die geplante Kapazitätsausnutzung hinaus. 
Die Zahl der Studienberechtigten insgesamt hat sich von 
1971 bis 1974 (Ist-Werte) um 60% auf über 170000 er-
höht; sie wird (bezogen auf den Stand 1971) nach der Pro-
jektion der KMK bis 1980 um weitere 50% und bis 1985 
wiederum um knapp 50 % ansteigen; ab der zweiten 
Hälfte der achtziger Jahre ist eine kontinuierliche Ab-
nahme zu verzeichnen, wie Tabelle 8 zeigt: 
 
Den weitaus größten Anteil an der Zunahme der Zahl der 
Studienberechtigten haben also die Abgänger aus den 
beruflichen Schulen. 
Knapp ein Drittel der Studienberechtigten hatte seine 
Berechtigung über den „Zweiten Bildungsweg“ bzw. an 
beruflichen Schulen erworben; an diesem Anteil wird 
bzw. soll sich nach der Projektion der KMK langfristig 
kaum etwas ändern. Ein unmittelbares Hochschulstudium 
schließen aus dieser Gruppe schätzungsweise zwei Drittel an. 
In der Vergangenheit gingen etwa 90 % der Abiturienten 
aus Gymnasien auf die Hochschule über. Neuere Erhe-
bungen der Studienwünsche der Abiturienten zeigen, daß 
der Anteil der Studienberechtigten ohne Studienabsicht 
ansteigt: die Abiturienten des Jahrgangs 1974/75 wollten 
noch zu 78,8% studieren, diejenigen des Jahrgangs 
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(1976: 15,4%); keine Studienabsicht hatten 8,8% 
(9,3%)50). 
Es sei weiter daran erinnert, daß die Wirtschaft selbst 
nicht mehr als 5% der Studienberechtigten aufnehmen 
will (vgl. oben, Abschnitt 2.2). Wird die Ausbildung in 
der Wirtschaft lediglich zur Uberbrückung der Wartezeit 
bis zum Studium oder zum Erwerb zulassungsrelevanter 
Zertifikate genutzt, so besteht die Gefahr, daß das Stu-
dium gerade in Zeiten hoher Kapazitätsanspannung nach-
geholt wird und sich damit die Ausbildungskrise ver-
schärft. 
In dieser Modellrechnung wird davon ausgegangen, daß 
— analog der Annahme in der Modellrechnung für den 
Stifterverband — 20% der Studienplätze Zugängen aus 
dem „Zweiten Bildungsweg“ und aus beruflichen Schulen 
vorbehalten bleiben, daß von den Studienberechtig-
ten mit „klassischem“ Gymnasialabitur 10% auf eine 
Ausbildung überhaupt verzichten
51) und daß weitere 5 % 
von der Wirtschaft ausgebildet werden. 
Die Zahl der geplanten Studienplätze hat sich ständig ver-
ringert. Ging noch der Bildungsgesamtplan aus dem Jahre 
1973 von einer Gesamtzahl an Studienplätzen von 
966 000 bis l 048 000 aus, die bis 1985 geschaffen werden 
sollten, so wird im Sechsten Rahmenplan für den Hoch-
schulbau eine Studienplatzhöchstzahl von 850 000 Plät-
zen als „längerfristiges Ausbauziel“ für die Mitte der 
achtziger Jahre genannt. 
Der Planungsausschuß räumt ein, daß die im Bildungs-
gesamtplan bereits für 1985 angestrebte „Identität zwi-
schen der Zahl der Studienplätze und der Zahl der Stu-
denten erst dann gegeben sein wird, wenn die Studen-
tenzahlen in einem späteren Zeitpunkt wieder zurück-
gehen“
52). 
Es wird ersichtlich, daß sich die Zahl der langfristig ins-
gesamt geplanten Studienplätze seit dem Bildungsgesamt-
plan von 1973 um rund 150 000 Plätze vermindert hat. 
Diese neuen Planvorgaben werden bei der Berechnung der 
Ausbildungskapazitäten und der Diskussion um die Schlie-
ßung der Ausbildungslücke zu beachten sein. 
 
Es sei nachdrücklich darauf hingewiesen, daß die in den 
Rahmenplänen ausgewiesenen Studienplätze flächen-
bezogen sind und auf der Grundlage von Richtwerten für 
die einzelnen Fächer ermittelt werden. Die vorliegende, 
auf diesen Flächenkapazitäten aufbauende Modellrech-
nung besagt also — im Gegensatz etwa zu den Kapazitäts-
verordnungen der Länder — nichts über die personelle 
Ausbildungskapazität, die wohl als der eigentliche limitie-
rende Faktor der Hochschulkapazitäten anzusehen ist. Die 
im folgenden angeführten Maßnahmen werden also nicht 
allein, sondern nur im Gesamtzusammenhang mit perso-
nellen und curricularen Konsequenzen zu einer wirksamen 
Kapazitätserweiterung führen
53). 
Ausgangspunkt zur Bestimmung der den Absolventen aus 
dem allgemeinbildenden Schulsystem (ohne vorherige be-
rufliche Qualifikation) jährlich zur Verfügung stehenden 
Studienplätze an den Hochschulen ist der Sechste Rahmen-
plan für den Hochschulbau 1977 bis 1980. Danach ist ge-
plant, bis 1980 die Zahl der Studienplätze auf rund 
770 000, also um etwa 100 000 gegenüber 1975 zu steigern. 
Längerfristiges Ausbauziel sind 850 000 Studienplätze, 
von denen hier angenommen wird, daß sie bis 1985 ge-
schaffen sein werden. 
Die Studienplatzvorgaben müssen unter bestimmten An-
nahmen bezüglich des Anteils von Kurz- und Langstudien-
gängen und der Studiendauer in Plätze für Studien-
anfänger umgerechnet werden. 
Während im Sechsten Rahmenplan für den Hochschulbau 
das Verhältnis der Anfängerplätze in Kurz- und Lang-
studiengängen mit 1:1,5 angegeben wird, empfiehlt der 
Wissenschaftsrat — u. a. mit dem Ziel einer „Differenzie-
rung und Ergänzung des Studienangebots“, aber auch aus 
Kapazitätsgesichtspunkten heraus — daß das gegenwär-
tige Verhältnis von l :1,2 erhalten bleibt
54). 
Den folgenden Berechnungen werden die Vorstellungen 
des Wissenschaftsrates zugrundegelegt. 
Für die Studiendauer (mittlere Verweildauer) wird eine 
Auswirkung der Studienzeit-Regelungen des Hochschul-
rahmengesetzes ab 1980 unterstellt; bis dahin wird ange-
genommen, daß sich die Studiendauer des Jahres 1975 von 
3,8 bzw. 6,5 Jahren
55) nicht ändert. Ob diese Annahme 
„realistisch“ ist, bleibt abzubwarten. 
Die  Studienplätze insgesamt an Hochschulen (Fachhoch-
schulen, wissenschaftliche Hochschulen, Kunsthochschulen) 
werden unter Zugrundelegung der Vorgaben des Sechsten 
Rahmenplans (s. o.) für die Zwischenjahre linear inter-
poliert und danach konstant gehalten. 
Die Ausbildungsplätze für Studienanfänger werden unter 
Berücksichtigung der Differenzierung nach Kurz- und 
50) Auswertung der Abiturientenbefragung 1976 durch das Bundesministerium 
für Bildung und Wissenschaft, in: Deutsche Universitätszeitung/Hochschul- 
dienst, H. 21, 1976, S. 634. 
51) Ebenso:  Planungssausschuß für den Hochschulbau,  Sechster Rahmenplan 
für den Hochschulbau nach dem Hochschulbauförderungsgesetz 1977—1980, 
Juli 1976, S. 9. 
52) Planungsausschuß für den Hochschulbau, a.a.O. (1976) S. 7. 
53)  Zur Bestimmung der Hochschulkapazitäten und  der Auswirkungen bil-
dungspolitischer Maßnahmen vgl. insbes. Edding, F., P. Matthias, Über-
legungen zu kapazitätserweiternden Maßnahmen in den Hochschulen, in: 
Stifterverband für die Deutsche Wissenschaft (Hrsg.), Die geburtenstarken 
Jahrgänge . . ., a.a.O., S. 53—76. Eine ausführliche Diskussion der Kapa-
zitätsproblematik, insbesondere der curricularen und personellen Deter-
minanten gibt Matthias, P., Zum Problem der Aufnahmekapazität des 
Hochschulbereichs, in: Deutsche Universitätszeitung/Hochschuldienst, Heft 
15/16, 1976, S. 426 ff. Vgl. auch die anschließende Diskussion (ebenda, 
Heft 19/1976, S. 528 ff., und Heft 21/1976, S. 628 ff.). 
54) Vgl. Planungsausschuß . . ., a.a.O. (1976), S. 9 und Der Wissenschaftsrat: 
Empfehlungen zu . . ., a.a.O., S. 145. 
55)  Vgl. Der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft (Hrsg.), Grund- 
und Strukturdaten, Ausgabe 1976, Bonn 1976, S. 100. Hiernach ist jedoch 
sogar eine Tendenz zur weiteren Verlängerung der Studiendauer abzusehen. 
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Die Ausbildungsplätze für Studienanfänger insgesamt 
werden um 20% vermindert; damit wird der Anteil der 
den Zugängern mit vorheriger beruflicher Erstqualifika-
tion vorbehaltenen Plätze eingefroren. 
Darüber hinaus wird den Übergängen von Fachhochschu-
len auf wissenschaftliche Hochschulen mit einem Abschlag 
von 5 °/o bei den Anfängerplätzen in Langstudiengängen 
Rechnung getragen. 
In Tabelle 10 werden die Ergebnisse der Modellrechnung 
unter den erwähnten Annahmen dargestellt. 
Stellt man die so ermittelten Ausbildungsplätze für Stu-
dienanfänger den Abgängern mit Hochschulreife aus dem 
 
allgemeinbildenden Schulsystem — vermindert um die 
„freiwilligen Verzichter“ (10%) und die von der Wirt-
schaft Auszubildenden (5 °/o) — gegenüber, so ergeben sich 
als Differenz diejenigen Studienwilligen, die keinen Stu-
dienplatz erhalten (Tabelle 11). 
 
Bei einer Öffnung der Hochschulen für alle Studienwilli-
gen
56) wären somit in dem Zeitraum 1977—1987 rund 
440 000 potentiell „Chancengeminderte“ unterzubrin-
gen
57). 
Alternativen zur Hochschulausbildung in nennenswertem 
Umfang sind nicht in Sicht. Der Wissenschaftsrat hat in 
seinen „Empfehlungen zu Umfang und Struktur des Ter-
tiären Bereichs“ für das Jahr 1975/76 folgende Ausbil-
dungsplatzzahlen ermittelt: 
529 Plätze an Berufsakademien (Ausbauziel: rund 2000) 15 
000 Plätze an nichtstaatlichen Hochschulen 12 000 Plätze in 
der Ausbildung für den gehobenen Dienst in der 
öffentlichen Verwaltung (vgl. aber Abschnitt 5 in dieser 
Modellrechnung) 
(Quelle: Der Wissenschaftsrat, a. a. O., S. 66 ff.) 
Unter Berücksichtigung der durchschnittlichen Studien-
dauer der alternativen Ausbildungsgänge wäre hier eine 
zusätzliche Ausbildungsplatzzahl von 3500 jährlich (ohne 
Ausbildung für den gehobenen Dienst) für die Gegenwart 
56) Nicht übersehen werden darf jedoch, daß eine Vielzahl von anderen Mög-
lichkeiten denkbar ist, mehr Studienanfängern bei gleicher Studienplatzfläche  
ein  Studium  zu  ermöglichen  (Selbststudium,  Studienjahr,  Fern-, 
Abend-,   Ferienstudium  usw.)'   Da  hierzu   jedoch   keine  quantifizierten 
Planvorgaben vorliegen, müssen sie in dieser Modellrechnung außer Betracht 
bleiben. 
57) Eine Alternativberechnung, bei der unterstellt wird, daß die Regelstudienzeiten  
des  HRG   „sofort“   wirksam  werden   („optimistische  Variante“) 
kommt   für   diesen   Zeitraum   zu   rund   330 000   erforderlichen  Studien-
plätzen. Unter Beibehaltung der gegenwärtigen Studiendauer von 3,8 bzw. 
6,5 Jahren („Status-quo-Variante“) wären knapp 690 000 potentiell Chan-
cengeminderter unterzubringen. 
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wesentlich über 5000 Plätze jährlich steigen. Sie wird da-
her in diesen Modellrechnungen vernachlässigt. 
Wollte man allen Studienberechtigten und -willigen ein 
Hochschulstudium ermöglichen, die bestehenden Zulas-
sungsbeschränkungen also vollständig abbauen, so erge-
ben sich — bezogen auf die Studienplätze insgesamt — 
global die in Tabelle 12, Sp. 3, ausgewiesenen Überlast-
quoten. 
 
Um die zusätzliche Zahl von Studienwilligen aufnehmen 
zu können, sind also globale Überlastquoten bis zu 26% in 
den Spitzenjahren hinzunehmen. 
Der Wissenschaftsrat kommt zu dem Ergebnis, daß bei 
Zugrundelegung einer durchschnittlichen Studiendauer von 
4,1 Jahren und bei einer globalen „Überbelegungsquote“ 
von 18% rund 37 000 Studienanfänger, bei einer solchen 
von 30 % rund 60 800 Studienanfänger zusätzlich aufge-
nommen werden können
58). 
Der Planungsausschuß für den Hochschulbau kommt in 
seinem Sechsten Rahmenplan
59) für das Jahr 1985/86 bei 
einer dann zu erwartenden Studentenzahl von 1,288 Mil-
lionen (Status-quo-Variante) bzw. 1,020 Millionen (Va-
riante unter Berücksichtigung des HRG) zu globalen Über-
lastquoten von 51 % bzw. 20 %. 
Unter dem Aspekt der Belastung der personellen Ausbil-
dungskapazität kommt Matthias  zu dem Ergebnis, daß 
durch studienorganisatorische Maßnahmen und vorüber-
gehende Mehrbelastung des Lehrpersonals die zu erwar- 
58) Unter Abzug der Studienplätze für Aufbaustudiengänge (vgl. Wissen-
schaftsrat, a.a.O., S. 149 f.). 
59) Vgl. Der Planungsausschuß . . ., a.a.O., S. 7, TZ 16 und S. 9, Tabelle 1. 
59a) Vgl. Matthias, P., Zum Problem der Aufnahmekapazität . . ., a.a.O., S. 427 ff. 
80) Vgl. BLK, Bonn, Diagnose . . ., a.a.O. (Fußnote 10), S. 33. 
tende Steigerung der Lehrnachfrage mit den vorhandenen 
personellen Kapazitäten bewältigt werden könnte
59a). 
Zusammenfassend bleibt festzuhalten, daß die Antwort 
auf die Frage, welche Belastungen ihrer räumlichen Ka-
pazitäten die Hochschulen bei einer Aufhebung des 
Numerus clausus zu ertragen hätten, auch davon abhängt, 
ob die Einrichtung von Kurz- und Langstudiengängen in 
dem vom Wissenschaftsrat empfohlenen Verhältnis 1:1,2 
sowie die Verwirklichung der im Hochschulrahmengesetz 
verankerten Regelstudienzeiten realisierbar sind. 
Unter diesen Voraussetzungen könnten bei einer Auf-
hebung des NC rund 440 000 Studienwillige zusätzlich 
aufgenommen werden. Bezogen auf die Gesamtzahl der 
nach dem Sechsten Rahmenplan für den Hochschulbau 
geplanten Studienplätze bedeuten diese zusätzlich aufge-
nommenen Studienbewerber eine Uberlastquote von 26 % 
im Spitzenjahr 1984. 
3.3 Beitrag der beruflichen Vollzeitschulen zur Schließung 
der Ausbildungslücke 
Wird zunächst von den Überlegungen der BLK ausgegan-
gen, so ergibt sich folgendes: 
— Von den Plätzen in beruflichen Vollzeitschulen, die 
1976 genutzt waren, entfielen 162 000 auf das 1. Schul-
jahr an den Berufsfachschulen
60). 
— Bei den nachstehenden Überlegungen werden die in 
Tabelle 5 enthaltenen bereinigten Zahlen (nach Abzug 
der Übergänge in das duale System) zugrunde gelegt. 
— Die Status-quo-Prognose der BLK (vgl. Abschnitt 2) 
unterstellte, die Zahl der angebotenen Plätze an Voll-
zeitschulen verharre auf dem 1976 erreichten Niveau. 
Das errechnete Defizit von 181 000 Plätzen an Vollzeit-
schulen (Abschnitt 2.1) würde sich bei einer entsprechen-
den Aufstockung der betrieblichen Berufsausbildung auf 
150 000 verringern. Die Detailangaben nach Jahren ent-
hält die Tabelle 13. 
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weildauer von zwei Jahren
61) ergibt sich die maximale 
Belastung in den Jahren 1980/81 mit einem Anstieg der 
Schüler um jeweils 49 000 (gegenüber 1976). 
Die vorgenannten Zahlen enthalten alle Jugendlichen, die 
— nach den Berechnungen der BLK — ausschließlich eine 
berufliche Qualifikation an einer Vollzeitschule erwerben. 
Wie bereits früher nachgewiesen
62), ist die Zahl jener 
Plätze, die eine volle Berufsqualifikation vermitteln, deut-
lich niedriger. Eine Aufstockung der Plätze an Vollzeit-
schulen allein genügt daher nicht, die drohende Ausbil-
dungslücke zu schließen. Entscheidend ist vielmehr, die 
Zahl jener Plätze an Vollzeitschulen, die einen anerkann-
ten Berufsabschluß vermitteln, durch Verlängerung der 
Verweildauer und Erweiterung des Lehrangebots zu er-
höhen. In Tabelle 14 wird versucht, aufzuzeigen, in wel-
chem Ausmaß die vollqualifizierenden  Ausbildungsplätze 
im Bereich der Vollzeitschulen erhöht werden müßten, 
soll die erwähnte Ausbildungslücke von 1,5 Millionen ge-
schlossen werden. 
Bei der Berechnung wird unterstellt, alle Jugendlichen, die 
über die Erweiterung der Aufnahmekapazitäten im dualen 
Bereich und im Hochschulbereich keinen vollwertigen Aus-
bildungsplatz finden können, seien an einer solchen Aus-
bildung in beruflichen Vollzeitschulen interessiert und da-
für auch zu gewinnen. Die erforderliche Aufnahmekapa-
zität ergibt sich dann als Restgröße, die unter den Annah-
men einer Realisierung der BLK-Maßnahmen bzw. der Be-
rechnungen des Kuratoriums der Deutschen Wirtschaft für 
Berufsbildung verschieden hoch ausfällt. 
Wie sich aus der Tabelle 14 ergibt, wären die vollzeit-
schulischen Plätze bei einem Ausbau der betrieblichen Be-
rufsausbildung entsprechend den BLK-Maßnahmen um 
insgesamt 273 000 zu erhöhen, wobei die Höchstbelastung 
im Jahre 1978 mit 47 000 Plätzen anfiele. Wird von einer 
Realisierung der Annahmen des Kuratoriums der Deut-
schen Wirtschaft ausgegangen, erwächst ein Zusatzbedarf 
an vollzeitschulischen Plätzen für den Zeitraum 1977 bis 
1987 in Höhe von rund 394000; die jährliche Höchst-
belastung entstünde 1978 mit einer Ausweitung um 
+ 68 000 Plätze. 
Wird angestrebt, an Vollzeitschulen im Umfang der Ta-
belle 14 Plätze anzubieten, die eine volle Qualifizierung 
ermöglichen, entsteht 1977 (gegenüber der Gegenwart) 
eine Zusatzbelastung von mehr als 100%. Real ist der für 
die Anpassung verfügbare Zeitraum etwas länger, da noch 
nach Aufnahme der Jugendlichen in die Vollzeitschulen 
über die Verlängerung der Ausbildungsdauer und über die 
Erweiterung der Lehrinhalte entschieden werden kann. 
Angesichts der sich aus Tabelle 14 abzeichnenden Engpässe 
im Bereich der vollzeitschulischen Berufsausbildung er-
scheint es dringend geboten, die Entscheidung einzelner 
Bundesländer, die Klasse 11 der Fachoberschule zu strei-
chen (vgl. unter Abschnitt 2.2) und als Vorbedingungen 
61) Vgl. BLK-Unterlage K 67/76, S. 20. 
62) Vgl. Kühlewind, G., D. Mertens, M. Tessaring, a.a.O., S. 40—42 (vgl. 
Fußnote 13). 
63) Vgl. Presse-Information Nr. 64/1976 der Bundesanstalt für Arbeit, Nürnberg, 
den 29. 10. 1976, S. 2. 
64) Zum Vergleich  die  „Quoten“   für  andere Bildungsniveaus:  Hauptschul-
absolventen 3,4 %; Hauptschulabgänger (ohne Abschluß) 2,1 %; Abgänger 
ohne mittleren Abschluß 6,2 %; Insgesamt 3,2 %. 
65) Lt.  „Berufsberatung 1973/74“,  (Hrsg.:  Bundesanstalt für Arbeit, Nürnberg, 
im Oktober 1975, S. 147 (ohne „ungeklärter Verbleib“). 
66) Vgl. dazu: Abgeordnetenhaus von Berlin, 7. Wahlperiode, Mitteilungen 
des Präsidenten — Nr. 38 unter „2.2.2. Maßnahmen des Landes Berlin“, 
Drucksache 7/499 vom  16.  6.  76,  S.  15  f.,  sowie  in:  Gewerkschaftliche 
Bildungspolitik (Hrsg.: DGB, Düsseldorf), Heft 10/1976. 
 
des Zugangs zur Klasse 12 der Fachoberschule eine abge-
schlossene Berufsausbildung zu fordern, nochmals zu über-
prüfen. 
Wie die jüngsten Ergebnisse der Statistik der Berufsbera-
tung zeigen
63), gibt es bereits heute erhebliche Engpässe bei 
der Aufnahmebereitschaft beruflicher Vollzeitschulen. Ein 
Indiz dafür ist die Tatsache, daß zum 30. 9. 1976 rund 
5,7% der Realschulabgänger des Jahres 1976 bei den 
Berufsberatungsstellen als „noch nicht untergebrachte Be-
werber“ registriert waren (absolut waren es 8900)
64). Ge-
rade Realschulabsolventen streben in hohem Ausmaß 
(1973/74 zu etwa 43%
65) eine Berufsausbildung in Voll-
zeitschulen an. 
Eine andere Variante der Ausweitung vorhandener Kapa-
zitäten für eine vollwertige berufliche Qualifikation (mit 
anerkanntem Ausbildungsabschluß) ist die Errichtung zu-
sätzlicher Plätze unter öffentlicher Trägerschaft. So plant 
der Berliner Senat im Einvernehmen mit der Berliner 
Wirtschaft bis zum Jahre 1980 unter der Regie des Berufs-
amtes 1140 zusätzliche Ausbildungsplätze (für drei Aus-
bildungsjahrgänge) im außerbetrieblichen Bereich. Die 
Ausbildung soll in Berufen erfolgen, deren Fertigkeiten 
und Kenntnisse breit verwertbar sind
66). 
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sind diese Plätze dreimal zu nutzen (Durchlaufeffekt), so 
daß auf diese Weise in Berlin über 3000 Jugendlichen eine 
vollwertige Berufsausbildung vermittelt werden kann. 
Hochgerechnet auf die Gesamtwirtschaft (Anteil der 
Wohnbevölkerung Berlins an der Bundesrepublik Deutsch-
land = 1/30) entspräche dies in 10 Jahren einer zusätzli-
chen Kapazität von 102 600 Plätzen (30 X 3420). In die-
sem Umfang könnten hypothetisch bei analogen kommu-
nalen Initiativen im ganzen Bundesgebiet Jugendliche — 
die andernfalls chancengemindert wären — eine volle Be-
rufsqualifizierung erhalten
66a). 
4. Zur Frage der Einrichtung berufsbefähigender Bil-
dungsgänge für die „Verzichter auf eine Berufsbildung“ 
In der hier vorgelegten Modellrechnung wird unterstellt, 
die Zahl der „Verzichter auf eine Berufsbildung“ bleibe im 
betrachteten Zeitraum zwischen 1977 und 1987 mit 10% 
der Schulabgänger eines Jahrgangs konstant. Nach den 
Vorstellungen des Bildungsgesamtplans dagegen sollte der 
Anteil in den achtziger Jahren auf 3—2% der Schüler im 
Sekundarbereich II gesenkt werden. Diesen Jugendlichen 
sollten „berufsbefähigende Bildungsgänge“ in Vollzeit-
schulen angeboten werden (vgl. unten). Um dieses Ziel zu 
erreichen, müssen — über die bisher vorgestellte Deckungs-
rechnung für 90% der Schulabgänger hinaus — zusätz-
liche Initiativen ergriffen werden. 
Im hier behandelten Kontext soll unter dem Stichwort der 
„berufsbefähigenden Bildungsgänge“ das Gesamtangebot 
an Jugendliche zusammengefaßt werden, die im Anschluß 
an die allgemeinbildende Schule auf den Erwerb einer 
formalen beruflichen Qualifikation verzichten
67). 
Zunächst soll dabei geprüft werden, in welchem zahlen-
mäßigen Umfang diesen Jugendlichen Ausbildungsmög-
lichkeiten im dualen und vollzeitschulischen Bereich anzu-
bieten wären, soweit es gelänge, die zum Zeitpunkt maxi-
maler Belastung aufgebauten Kapazitäten dauerhaft zu 
sichern. Hinzutreten müßten Überlegungen, in welcher 
Weise derartige Kapazitäten umzustrukturieren sein wer-
den, um die anzubietenden Möglichkeiten zur beruflichen 
Qualifizierung auf die Lernfähigkeit, die Belastbarkeit, 
die Motivationsstruktur oder die späteren beruflichen An-
satzmöglichkeiten zuzuschneiden
68). 
Forschungsvorhaben anderer Stellen (u. a. solche der Be-
rufsbildungsforschung) werden zu klären haben, wie der 
Personenkreis der „Verzichter auf eine Berufsausbildung“ 
nach noch zu definierenden „Adressatengruppen“ zu un-
terteilen ist und welche Ausbildungsangebote diesen Grup-
pen adäquat sind. 
In einem abschließenden Schritt soll versucht werden, An-
sätze zusammenzuführen, die in den letzten Jahren zur 
Qualifizierung der „Verzichter auf eine Berufsbildung“ 
erprobt oder erwogen werden. 
66a) Ansätze, außerbetrieblich Pläne für eine volle Berufsqualifizierung in 
Ausbildungsberufen des dualen Systems anzubieten, finden sich u. a. in 
Bayern bzw. Baden-Württemberg. Die dort schon im vorigen Jahrhundert 
geschaffenen Einrichtungen sind in dieser Modellrechnung unter den voll-
qualifizierenden Berufsfachschulen erfaßt (vgl. Grüner, G., Die gewerblich-
technischen Berufsfachschulen in der Bundesrepublik Deutschland, 
Weinheim 1968, S. 289 f.). 
67) Zu den zahlenmäßigen Größenordnungen vgl. Kühlewind, G., D. Mertens, M. 
Tessaring, a.a.O., S. 49 (Tabelle 2; Summe 1977—87 rund l Million). 
68) Lt. BLK-Unterlage K 67/76, Anhang, Seite 30, ist vorgesehen, ab 1976 den 
Jugendlichen ohne Hauptschulabschluß Kurse anzubieten, in denen dieser 
Abschluß nachgeholt werden kann. Eingeplant sind in den Jahren 1976—
1982 8700—7300 Plätze (für 10% des jeweiligen Entlaßjahrgangs). 
69) Vgl. dazu Schober-Gottwald, K., Jugendliche ohne Berufsausbildung; in: 
MittAB 2/1976, S. 180. Danach entfielen von den unter 20jährigen Arbeitern 
auf nur 6 Berufspositionen 49 % (Männer 39 %, Frauen 58 %); bei den 
Angestellten waren es in den 6 Berufspositionen 63 % (Männer 47 %, Frauen 
67%). 
Die Notwendigkeit, den genannten Personenkreis — über 
den Pflichtschulbesuch hinaus — beruflich zu qualifizieren, 
ergibt sich u. a. aus den Erfahrungen der Rezession sowie 
aus der laufenden Beobachtung des Marktes der Ausbil-
dungsplätze und dessen Veränderungen. Nicht allein die 
Zusammensetzung der Arbeitslosen nach Bildungsebenen 
ist ein Indiz für Defizite an beruflicher Sozialisation; im-
mer deutlicher zeichnet sich ab, daß die Arbeitsplätze, die 
Jugendlichen ohne Berufsausbildung im Anschluß an den 
9jährigen Pflichtschulbesuch angeboten werden, nach Art 
und zahlenmäßigem Umfang tendenziell abnehmen
69). 
Im Gegensatz zu früheren Jahrzehnten ist heute mit dem 
Abgang aus der Sonder-, Haupt- oder auch Realschule 
nicht mehr sichergestellt, daß mit dem erreichten Grad an 
persönlicher Reife, an Einsatzfähigkeit, an vorhandenen 
Fertigkeiten (also nach dem Stand der „Sozialisation“), 
eine Erwerbsbetätigung zu erreichen und auf diese Weise 
längerfristig der Unterhalt für den einzelnen (und später 
für die zu gründende Familie) zu sichern ist. 
Wird von den Kapazitäten ausgegangen, die — soll eine 
Ausbildungskrise vermieden werden — zum Zeitpunkt 
maximaler Belastung der Teilsysteme genutzt werden 
müssen, ist zu prüfen, ob die hohen Aufwendungen für 
Sach- und Personalausgaben über weitere Jahre hinweg 
genutzt werden könnten zur Vorqualifizierung/berufli-
chen Qualifizierung der „Verzichter auf eine Berufsbil-
dung“. Daß dies die Lösung curricularer Fragen voraus-
setzt, wurde bereits angesprochen. 
In welchem Umfang zwischen 1980 und 1987 Kapazitäten 
freiwerden bzw. wieder abgebaut werden können, zeigt 
die Tabelle 15. Sicher können aufgrund der inhaltlichen 
Schwerpunkte nicht alle im Jahre 1980 genutzten Plätze 
(über eine Änderung der Ausbildungsgänge) für „Verzich-
ter“ angeboten werden. Insoweit können die Zahlen nicht 
als „freie Kapazitäten“ zur beruflichen Qualifizierung der 
Jugendlichen angesehen werden, die bisher keine formale 
Berufsqualifikation erworben haben (Probleme der Her-
kunft aus bestimmten Schichten, Fragen der Motivation 
u. dgl.). Den tatsächlich nutzbaren Umfang festzustellen 
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der Berufsbildungsforschung — sein müssen. Wie die 
Tabelle 15 zeigt, ist eine spürbare Entlastung zugunsten 
der Verzichter nicht vor 1983 zu erwarten. Dies gilt 
insbesondere bei Berücksichtigung des „Durchlaufeffekts“, 
wonach die zahlenmäßig hohen Belastungen sich 
entsprechend der Ausbildungsdauer kumulieren, so daß 
ein Nebeneinander traditioneller Bildungsgänge und an-
gepaßter Formen das System bei derart hoher zahlenmä-
ßiger Belastung überfordern müßte. 
Welche Ansätze bestehen, „Verzichtern auf eine Berufs-
bildung“ Qualifizierungsmöglichkeiten anzubieten, zeigt 
die Tabelle 16. Soweit vorhanden, enthält die Tabelle auch 
Angaben darüber, welche Anzahl an Plätzen derzeit ge-
nutzt ist und für das Jahr 1978 bzw. 1982 (vgl. „Maß-
nahmekatalog“ der BLK) geplant wird. Wird unterstellt, 
die vorgesehenen Plätze seien ab 1978 bzw. 1982, 
zusätzlich zu den von der Bundesanstalt für Arbeit 
finanzierten berufsvorbereitenden Maßnahmen, nutzbar, 
stünde den „Verzichtern auf eine Berufsbildung“ ab 1978 
ein Angebot von rund 53 000 und ab 1982 von etwa 
63000 Plätzen jährlich zur Verfügung
70). Dies gilt unter 
der Zusatzbedingung, daß nicht — wie es heute teil- 
70) Bei Realisierung der Ausbaupläne nach BLK-Unterlagen K 66 und K 67/76, 
a.a.O., würde die Zahl der angebotenen Plätze bis 1982 auf 63 000 Plätze 
jährlich ansteigen. Damit könnte den „Verzichtern auf eine Berufsbildung“ — 
Größenordnungen vgl. Tabelle 5 — ab 1982 zu einem Anteil von rund 80 % 
und mehr die Chance zur beruflichen Qualifizierung geboten werden. 
weise der Fall zu sein scheint — fernerhin Jugendliche, die 
an einer betrieblichen/vollzeitschulischen Berufsbildung 
interessiert sind, wegen eines zu geringen Angebots an 
„vollqualifizierenden Ausbildungsplätzen“ derartige Ka-
pazitäten als „Parkmöglichkeiten für ein Jahr“ nutzen 
(müssen). 
Hinzuweisen wäre hierbei insbesondere auf die Notwen-
digkeit, die vorhandenen und im Aufbau befindlichen 
Kapazitäten additiv zu sehen und nicht alternativ (etwa 
im Sinne einer Entlastung einer Seite in dem Umfang, in 
dem andere Stellen neue Kapazitäten schaffen). Damit ver-
knüpft sich die Forderung, die Maßnahmen zu koordinie-
ren, auf spezifische Adressaten zuzuschneiden (und dem-
entsprechend die Lehrangebote auszugestalten). — Insge-
samt gesehen geben die bisherigen Ansätze eine durchaus 
tragbare Basis ab für eine Gesamtkonzeption zur „Berufs-
befähigung bisheriger Verzichter“; die Integration nach-
zuholen, würde kaum zusätzliche Mittel erfordern. Sie 
könnte zudem die unterschiedliche finanzielle Förderung 
der Teilnehmer ausgleichen (Teilnehmer an BA-Maßnah-
men erhalten — insbesondere soweit sie arbeitslos gemel-
det sind — teilweise relativ hohe monatliche „Unterstüt-
zungsbeträge“; andere Teilnehmer an Maßnahmen, deren 
Träger die Berufsschulen sind, bekommen keine oder nur 
geringe „Beihilfen“. — Dies führt u. U. dazu, daß Plätze 
im schulischen Bereich nicht genutzt werden, BA-Maßnah-
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hältnis 
Bei den bisherigen Überlegungen und Berechnungen zur 
Ausbildungskrise und ihrer Vermeidung wurde unterstellt, 
die Ausbildungsverhältnisse des „öffentlich-rechtlichen 
Bereichs“ seien in den vorfindbaren Angaben zu den nutz-
baren Kapazitäten mit enthalten. So werden z. B. bei der 
Statistik der Berufsberatung
71) Ausbildungsplätze für der-
artige Dienstverhältnisse unter den „Berufsausbildungs-
stellen“ ebenso erfaßt wie die bekannt gewordenen Aus-
bildungsplätze im Bereich der „öffentlichen Sicherheits-
berufe“ (Berufsgruppe 80) oder etwa Praktikantenstellen. 
Eine neuere Überprüfung der Daten zeigt, daß auf diesem 
Gebiet die Unsicherheit erheblich ist
72). U. a. werden nach 
dem geltenden Berufsbildungsrecht (BBiG aus dem Jahre 
1969) Ausbildungsverhältnisse öffentlich-rechtlicher Art 
(Beamtenanwärter, Sonderlaufbahnen der Flugsicherung, 
des Deutschen Wetterdienstes u. a.) nicht in die im Gesetz 
vorgesehenen Regelungen einbezogen. Andererseits sind 
in den statistischen Nachweisen für den „dualen Bereich“ 
die Postjungboten und die Bundesbahnaspiranten enthal-
ten
73). Auch dürfte die „Berufsschulstatistik“
74) teilweise 
Ausbildungsverhältnisse des öffentlich-rechtlichen Bereichs 
mit erfassen. 
Zahlen zum Gesamtumfang der Ausbildung im „öffentli-
chen Dienst“ enthält in tieferer Gliederung erstmals das 
Heft 4/1976 „Wirtschaft und Statistik“. Danach ergab 
sich zwischen 1960 und 1975 folgende Entwicklung (je-
weils Personal in Ausbildung bei Gebietskörperschaften): 
 
Die Steigerung der Ausbildung im öffentlich-rechtlichen 
Dienstverhältnis dürfte nicht zuletzt auf die starke Zu-
nahme der Beamten im Vorbereitungsdienst, insbesondere 
im Bereich Bildungswesen und Kultur (Lehrer), bei gleich-
zeitiger Abnahme des Bestands an Auszubildenden (duales 
System), zurückzuführen sein. Im Jahre 1975 befanden 
sich allein im Aufgabenbereich „Bildungswesen und Kul-
tur“ 41 % des gesamten Personals in Ausbildung bei Bund 
und Ländern
76). 
Die jährliche Aufnahmekapazität des öffentlichen Dienstes 
läßt sich nur schwer abschätzen (die publizierten Zahlen 
71) Vgl.  Bundesanstalt  für Arbeit  (Hrsg.),  Berufsberatung 1973/74,  a.a.O., 
Übersicht 13  (Berufsordnung „Leitende und  administrativ entscheidende 
Verwaltungsfachleute“ u. a.), S. 104 f. 
72) In welchem Umfang  der  öffentliche  Dienst bisher betriebliche Ausbil-
dungsplätze bereitgestellt hat,  und wo die Fachkräfte mit betrieblicher 
Berufsausbildung   dieses   Bereichs   verblieben  sind,   wird  gezeigt  in  den 
„Materialien aus der Arbeitsmarkt- und Berufsforschung“, 3/76, „Betriebliche 
Berufsausbildung im öffentlichen Dienst und Ausbildungsverwertung 
beim Übergang in eine andere Wirtschaftsgruppe“. 
73)  Vgl. Bundesanstalt für Arbeit (Hrsg.), Berufliche Aus- und Fortbildung 
1975, a.a.O., S. 43. 
74)  Vgl. Der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft (Hrsg.), Grund- 
und  Strukturdaten,   a.a.O.,   S.   26  f.   Die  dort  genannten  Bestände  an 
„Schülern    mit    Ausbildungsvertrag“    liegen   jeweils    um    rund    70 000 
(1973—75) über denen in „Berufliche Aus- und Fortbildung“. 
75) Vgl. „Personal in Ausbildung im öffentlichen Dienst“, in: Wirtschaft und 
Statistik, Heft 4/1976, S. 241 u. S. 220 sowie „Personal im öffentlichen 
Dienst am 30. Juni 1975“, ebenda, Heft 3/1976, S. 166. 
76) Vgl. ebenda, Heft 4/1976, S. 240, Tabelle 3. 
weisen immer wieder andere Abgrenzungen auf!). Eine 
Aufgliederung der in Ausbildung stehenden Personen zum 
30. 6. 1974 zeigt die Tabelle 17. 
Ausgehend von der Tabelle 17 könnte die jährliche Auf-
nahmekapazität des öffentlichen Dienstes in öffentlich-
rechtliche Dienstverhältnisse (bei Aufnahme im Anschluß 
an einen allgemeinbildenden Schulabschluß) auf rund 
60 000 bis 65 000 veranschlagt werden. Allerdings ist der-
zeit ungeklärt, in welchem Umfang die vorgenannten 
Zahlen „Anwärter im Aufstiegsverfahren“ bzw. Lehr-
amtsanwärter enthalten. Erst nachdem derartige Größen-
ordnungen bekannt sind, kann ermittelt werden, wie viele 
Schulabgänger Jahr für Jahr in einem öffentlich-recht-
lichen Dienstverhältnis (außerhalb der Einstellung als 
Zeit-/Berufssoldat bei der Bundeswehr, der Ausbildung 
als Grenzschutzbeamter und dem Eintritt in die Bereit-
schaftspolizei der Länder) Aufnahme finden können. 
Offene Fragen zu klären ist im Interesse einer konsisten-
ten Gesamtbilanz dringend erforderlich. Die publizierten 
Daten reichen für detaillierte Berechnungen (aus den vor-
genannten Gründen) nicht aus. Die entsprechenden Grö-
ßenordnungen wären von den einschlägigen Bundesres-
sorts — zusammen mit dem Statistischen Bundesamt, 
Wiesbaden — beizusteuern. 
6. Resümee 
Die Nachfrage der geburtenstarken Jahrgänge nach Aus-
bildungsplätzen wird unter Status-quo-Bedingungen dazu 
führen, daß rund 1,5 Millionen Jugendliche unfreiwillig 
auf eine Berufsausbildung verzichten müssen. Maßnahmen 
zur Beseitigung der Ausbildungslücke sind: 
— im Bereich der betrieblichen Berufsausbildung: Initiati-
ven der Wirtschaft zur Schaffung neuer Ausbildungs-
plätze, der verstärkte Ausbau des Berufsgrundbil- 
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bildungsstätten und die Anwendung des Ausbildungs-
platzförderungsgesetzes vom September 1976. Durch 
die flankierenden Maßnahmen des Staates entsteht 
eine beachtliche Entlastung der ausbildenden Betriebe, 
die bei voller Anrechnung der Berufsgrundbildung je 
qualifizierter Fachkraft nur noch zwei Ausbildungs-
jahre aufwenden müssen; 
—  im Bereich der vollzeitschulischen Berufsausbildung die 
Bereitstellung zusätzlicher Plätze — über die Berufs-
grundbildung hinaus — sowie der Ausbau der voll-
qualifizierenden Ausbildungsgänge durch curriculare 
Veränderung der Ausbildungsangebote, die bisher nur 
zu einer beruflichen Teilqualifikation führten; 
—  im   Hochschulbereich:   die   Realisierung   der   Regel-
studienzeiten   des   Hochschulrahmengesetzes,   die   — 
zeitlich befristete — Hinnahme einer Überlastquote 
und die vorübergehende Mehrbelastung der personel-
len Ausbildungskapazität. 
Darüber hinaus könnten zusätzlich Ausbildungsplätze ge-
schaffen werden, wenn im Bereich des öffentlichen Dien-
stes Möglichkeiten genutzt werden, in vorhandenen Werk- 
stätten und Einrichtungen duale Bildungsmöglichkeiten 
anzubieten. Analysen des IAB haben gezeigt, daß Fach-
kräfte, die in gängigen Facharbeiterberufen im öffentlichen 
Dienst ausgebildet worden sind, anderwärts ihre Fertig-
keiten und Kenntnisse in hohem Ausmaß verwerten kön-
nen. 
Gelänge es, die Maßnahmen für „Verzichter auf eine Be-
rufsausbildung“ additiv aufzustocken (Bereitstellung zu-
sätzlicher Plätze in Vollzeitschulen über die Maßnahmen 
der Bundesanstalt für Arbeit hinaus), könnte künftig die-
ser Personenkreis zum größeren Teil eine berufliche Qua-
lifizierung/Vorqualifizierung erhalten. 
Zu klären wäre noch — die Statistiken reichen derzeit 
dafür nicht aus —, in welchem Umfang die Ausbildung 
im öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis (Beamtenaus-
bildung) einen Beitrag zur Schließung der Ausbildungs-
lücke leisten kann. 
Einen zusammenfassenden Überblick über Ziele, Maß-
nahmen und ihre quantitativen Auswirkungen in den ein-
zelnen Ausbildungsbereichen vermittelt das Ubersichts-
tableau auf Seite 142. 
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